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Gesetz 
vom 2. Oktober 2026 

über die Abänderung des 
Wertpapierfirmengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 5. Dezember 2024 über die Tätigkeit und Beaufsich-
tigung von Wertpapierfirmen (Wertpapierfirmengesetz; WPFG), LGBl. 
2025 Nr. 72, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 3 Abs. 5 

5) Kapitel VI Abschnitt B Unterabschnitt 4 gilt nicht für Wertpapier-
firmengruppen nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 25 der Verordnung (EU) 2019/2033, 
wenn zumindest eine Wertpapierfirma dieser Gruppe nach Art. 1 Abs. 2 
oder 5 der genannten Verordnung die Anforderungen der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 einzuhalten hat. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 50/2026 und 97/2026 
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Art. 4 Abs. 1 Ziff. 26a und 68 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 
26a. "Inhaber von Schlüsselfunktionen": Personen, die einen wesentli-

chen Einfluss auf die Leitung einer Wertpapierfirma haben, die je-
doch weder Mitglieder des Leitungsorgans noch der Geschäftslei-
tung sind und anhand eines risikobasierten Ansatzes von der Wert-
papierfirma als solche ermittelt werden; dazu können insbesondere 
die Leiter von Zweigniederlassungen sowie die Leiter der internen 
Kontrollfunktionen und der Finanzvorstand (Chief Financial Officer) 
zählen, soweit diese keine Mitglieder der Geschäftsleitung sind; 

68. "Umwelt-, Sozial- und Governance-Risiken" bzw. "ESG-Risiken": 
die Risiken etwaiger negativer finanzieller Auswirkungen auf eine 
Wertpapierfirma, die sich aus den derzeitigen oder künftigen Aus-
wirkungen von Umwelt-, Sozial- oder Governance-Faktoren (ESG-
Faktoren) auf ihre Gegenparteien oder die angelegten Vermögens-
werte ergeben. 

Art. 12 Abs. 4 

4) Der Geschäftsabwickler hat in fachlicher und persönlicher Hinsicht 
jederzeit Gewähr für eine ordnungsgemässe Beendigung der zulassungs-
pflichtigen Geschäfte der Wertpapierfirma zu bieten. Die Anforderungen 
nach Art. 14 Abs. 1 bis 4a gelten sinngemäss. Die FMA kann dem Ge-
schäftsabwickler die für die Beendigung der zulassungspflichtigen Ge-
schäfte notwendigen Weisungen erteilen. Erfüllt der Geschäftsabwickler 
die Anforderungen nicht oder nicht mehr oder kommt er den Weisungen 
der FMA nicht nach, ergreift die FMA die erforderlichen Massnahmen 
nach Art. 58 Abs. 3, insbesondere dessen Abberufung nach Abs. 3 unter 
gleichzeitiger Bestellung eines anderen geeigneten Geschäftsabwicklers. 

Art. 13 Abs. 1 Bst. abis bis b, Abs. 2 Bst. b, Abs. 2a, 2b und 5 bis 15 

1) Die Geschäftsleitung muss mindestens aus zwei Personen (Ge-
schäftsleiter) bestehen, die: 
abis) aufrichtig, integer und unvoreingenommen handeln; der Umstand, 

dass eine Person Mitglied des Leitungsorgans oder der Geschäftslei-
tung eines verbundenen Unternehmens oder einer verbundenen 
Rechtsperson ist, stellt für sich allein noch kein Hindernis für unvor-
eingenommenes Handeln dar; 
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ater) unter Berücksichtigung ihrer weiteren Verpflichtungen, der Organi-
sation der Wertpapierfirma gesamthaft in der Lage sein müssen, ihre 
Aufgaben in der Wertpapierfirma einwandfrei zu erfüllen; 

b) ausreichend Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung für die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben, insbesondere zur Führung der Geschäfte einer 
Wertpapierfirma und Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften, besit-
zen; 

2) Mindestens einer der Geschäftsleiter nach Abs. 1 muss zusätzlich zu 
den Voraussetzungen nach Abs. 1: 
b) unter Berücksichtigung seines Wohnorts in der Lage sein, seine Auf-

gaben in der Wertpapierfirma einwandfrei zu erfüllen; 

2a) Für die Erfüllung der Anforderungen nach Abs. 1 Bst. a und abis ist 
es nicht ausreichend, dass: 
a) die betreffende Person nicht wegen der Begehung einer Straftat ein-

schlägig verurteilt wurde; oder 
b) gegen die betreffende Person kein Verfahren wegen der Begehung einer 

einschlägigen Straftat eingeleitet wurde. 

2b) Wertpapierfirmen haben sicherzustellen, dass die Mitglieder der 
Geschäftsleitung kollektiv über die notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Erfahrungen verfügen, um die Tätigkeiten der Wertpapierfirma samt 
ihren Risiken, denen sie kurz-, mittel- und langfristig ausgesetzt ist, unter 
Berücksichtigung von Umwelt-, Sozial- und Unternehmensführungsfak-
toren (ESG-Faktoren) zu verstehen und zu überwachen. Die Zusammen-
setzung der Geschäftsleitung hat hinreichend diversifiziert zu sein und ein 
angemessen breites Spektrum an Erfahrung widerzuspiegeln. 

5) Wertpapierfirmen haben hinsichtlich der Anforderungen nach Abs. 1 
bis 4: 
a) zu beurteilen, ob Personen, die für die Geschäftsleitung vorgesehen 

sind, die persönlichen und fachlichen Anforderungen erfüllen, bevor 
ein Antrag nach Art. 28 Abs. 1 Bst. a bei der FMA eingereicht wird; 

b) durch regelmässige Beurteilungen sicherzustellen, dass die Mitglieder 
der Geschäftsleitung die persönlichen und fachlichen Anforderungen 
jederzeit erfüllen und der FMA auf deren Verlangen das Ergebnis dieser 
regelmässigen Beurteilungen zu übermitteln; 

c) die Dokumente und Informationen über die Erfüllung der persönli-
chen und fachlichen Anforderungen durch die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung auf dem neuesten Stand zu halten und der FMA auf deren 
Verlangen diese Dokumente und Informationen zu übermitteln; 
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d) die Beurteilung nach Bst. b erneut durchzuführen, sobald ihnen neue 
Tatsachen oder andere Umstände bekannt werden, welche die Erfül-
lung der persönlichen oder fachlichen Anforderungen durch die Mit-
glieder der Geschäftsleitung beeinträchtigen könnten. 

6) Gelangen Wertpapierfirmen auf der Grundlage der Beurteilung nach 
Abs. 5 zu dem Ergebnis, dass ein Mitglied der Geschäftsleitung oder eine 
Person, die für die Geschäftsleitung vorgesehen ist, die Anforderungen 
nach Abs. 1 bis 4 nicht erfüllt, haben sie: 
a) sicherzustellen, dass die Person, die für die Geschäftsleitung vorgese-

hen ist, diese Funktion nicht übernimmt; 
b) das betreffende Mitglied der Geschäftsleitung rechtzeitig abzuberufen; 

oder 
c) rechtzeitig zusätzliche Massnahmen zu treffen, die erforderlich sind, 

um zu gewährleisten, dass das betreffende Mitglied der Geschäftslei-
tung die erforderlichen persönlichen und fachlichen Anforderungen 
für die entsprechende Funktion besitzt oder erwirbt. 

7) Sobald neue Tatsachen oder andere Umstände, die die Eignung eines 
Mitglieds der Geschäftsleitung beeinträchtigen könnten, bekannt werden, 
setzt die Wertpapierfirma unverzüglich die FMA hiervon in Kenntnis. 

8) Soll die Mehrheit der Mitglieder der Geschäftsleitung durch neu be-
stellte Mitglieder ersetzt werden, kann die Beurteilung nach Abs. 5 Bst. a 
erfolgen, nachdem die neu bestellten Mitglieder ihre Funktion übernom-
men haben, um zu gewährleisten, dass die Beurteilung der neuen Mitglie-
der nicht von den ausscheidenden Mitgliedern vorgenommen wird. Bei 
der Einreichung des Antrags nach Art. 28 Abs. 1 Bst. a bei der FMA be-
stätigt die Wertpapierfirma das Vorliegen dieser Voraussetzung. 

9) Wertpapierfirmen haben angemessene personelle und finanzielle 
Ressourcen für die Einführung und Fortbildung der Mitglieder der Ge-
schäftsleitung bereitzustellen. Die Einführung und Fortbildung haben auch 
ESG-Risiken und deren Auswirkungen sowie IKT-Risiken nach Art. 3 
Ziff. 5 der Verordnung (EU) 2022/25542 zu berücksichtigen. 

10) Bei der Auswahl von Mitgliedern der Geschäftsleitung ist auf eine 
grosse Bandbreite von Eigenschaften und Fähigkeiten sowie Diversität 
und ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis zu achten. Die Wertpapier-
firmen fördern Diversität innerhalb der Geschäftsleitung. 

 
2 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezem-

ber 2022 über die digitale operationale Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 
909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 1) 
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11) Die FMA kann jederzeit überprüfen, ob die Anforderungen nach 
Abs. 1 bis 4 erfüllt sind. Eine Überprüfung hat jedenfalls zu erfolgen, wenn: 
a) der hinreichende Verdacht besteht, dass: 

1. im Zusammenhang mit einer Wertpapierfirma Geldwäscherei nach 
§ 165 des Strafgesetzbuches, Terrorismusfinanzierung nach § 278d 
des Strafgesetzbuches, Korruption nach §§ 304 bis 309 des Strafge-
setzbuches, Insiderhandel nach Art. 6 des EWR-Marktmiss-
brauchsverordnung-Durchführungsgesetzes, Marktmanipulation 
nach Art. 7 des EWR-Marktmissbrauchsverordnung-Durchfüh-
rungsgesetzes, Untreue nach § 153 des Strafgesetzbuches oder Be-
trug nach §§ 146 bis 148 des Strafgesetzbuches oder eine vergleich-
bare strafbare Handlung stattfindet, stattgefunden hat oder ver-
sucht wurde; oder 

2. Mitglieder der Geschäftsleitung eine Straftat nach Ziff. 1 begehen, 
begangen haben oder zu begehen versucht haben; oder 

b) die FMA Kenntnis davon erlangt hat, dass sich relevante Informatio-
nen hinsichtlich der Erfüllung der Anforderungen nach Abs. 1 bis 4 
geändert haben und diese Änderung das Vorliegen der persönlichen 
oder fachlichen Eignung des betreffenden Mitglieds der Geschäftslei-
tung beeinträchtigen könnte. 

12) Vorbehalten bleiben die Neubesetzung der Geschäftsleitung und 
die Bestellung eines Abwicklungsverwalters nach Art. 35 und 43 des Sa-
nierungs- und Abwicklungsgesetzes. 

13) Die FMA ist nicht verpflichtet, die Erfüllung der Anforderungen 
nach Abs. 1 bis 4 durch Mitglieder der Geschäftsleitung bei Verlängerung 
ihres Mandats erneut zu beurteilen, sofern sich die relevanten Informatio-
nen hinsichtlich der persönlichen und fachlichen Eignung, die der FMA 
vorliegen, entweder nicht geändert haben oder eine Änderung dieser In-
formation sich nicht auf die persönliche oder fachliche Eignung des be-
treffenden Mitglieds auswirken könnte. 

14) Erfüllen die Mitglieder der Geschäftsleitung die Anforderungen 
nach Abs. 1 bis 4 nicht oder nicht mehr, ergreift die FMA die erforderli-
chen Massnahmen, insbesondere deren Abberufung nach Art. 58 Abs. 3 
Bst. k. 

15) Die Regierung kann das Nähere über die Geschäftsleitung, insbe-
sondere die zum Nachweis der Anforderungen nach Abs. 1 bis 3 erforder-
lichen Angaben und Unterlagen, mit Verordnung regeln. 
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Art. 14 Abs. 3 bis 5 und 9 bis 20 

3) Wertpapierfirmen haben sicherzustellen, dass die Mitglieder des 
Leitungsorgans kollektiv über die notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Erfahrungen verfügen, um die Tätigkeiten der Wertpapierfirma samt 
ihren Risiken, denen sie kurz-, mittel- und langfristig ausgesetzt ist, unter 
Berücksichtigung von Umwelt-, Sozial- und Unternehmensführungsfak-
toren (ESG-Faktoren) zu verstehen und zu überwachen. Die Zusammen-
setzung des Leitungsorgans hat hinreichend diversifiziert zu sein und ein 
angemessen breites Spektrum an Erfahrung widerzuspiegeln. Das Leitungs-
organ in seiner Aufsichtsfunktion hat einen Vorsitzenden zu bestimmen. 

4) Jedes Mitglied des Leitungsorgans handelt aufrichtig, integer und 
unvoreingenommen, um die Entscheidungen des Leitungsorgans und der 
Geschäftsleitung zu beurteilen und erforderlichenfalls in Frage zu stellen 
und die Entscheidungsfindung der Geschäftsleitung wirksam zu kontrol-
lieren und zu überwachen. Der Umstand, dass eine Person Mitglied der 
Geschäftsleitung oder des Leitungsorgans eines verbundenen Unterneh-
mens oder einer verbundenen Rechtsperson ist, stellt für sich allein noch 
kein Hindernis für unvoreingenommenes Handeln dar. 

4a) Für die Erfüllung der Anforderungen nach Abs. 1 Bst. a und Abs. 4 
ist es nicht ausreichend, dass: 
a) die betreffende Person nicht wegen der Begehung einer Straftat ein-

schlägig verurteilt wurde; oder 
b) gegen die betreffende Person kein Verfahren wegen der Begehung einer 

einschlägigen Straftat eingeleitet wurde. 

5) Wertpapierfirmen haben angemessene personelle und finanzielle Res-
sourcen für die Einführung und Fortbildung der Mitglieder des Leitungs-
organs bereitzustellen. Die Einführung und Fortbildung haben auch ESG-
Risiken und deren Auswirkungen sowie IKT-Risiken nach Art. 3 Ziff. 5 
der Verordnung (EU) 2022/2554 zu berücksichtigen. 

9) Leitungs- oder Aufsichtsfunktionen in Organisationen, die nicht 
überwiegend gewerbliche Ziele verfolgen, und Funktionen als Vertreter 
eines EWR-Mitgliedstaates werden für die Zwecke des Abs. 7 nicht be-
rücksichtigt. 

10) Die FMA kann den Mitgliedern des Leitungsorgans genehmigen, 
eine weitere Aufsichtsfunktion, als nach Abs. 6 und 7 zulässig ist, innezu-
haben. 
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11) Wertpapierfirmen haben hinsichtlich der Anforderungen nach 
Abs. 1 bis 4a und 6 bis 10: 
a) zu beurteilen, ob Personen, die für das Leitungsorgan vorgesehen sind, 

die persönlichen und fachlichen Anforderungen erfüllen, bevor ein 
Antrag nach Art. 28 Abs. 1 Bst. a bei der FMA eingereicht wird; 

b) durch regelmässige Beurteilungen sicherzustellen, dass die Mitglieder 
des Leitungsorgans die persönlichen und fachlichen Anforderungen 
jederzeit erfüllen und der FMA auf deren Verlangen das Ergebnis die-
ser regelmässigen Beurteilungen zu übermitteln; 

c) die Dokumente und Informationen über die Erfüllung der persönli-
chen und fachlichen Anforderungen durch die Mitglieder des Lei-
tungsorgans auf dem neuesten Stand zu halten und der FMA auf deren 
Verlangen diese Dokumente und Informationen zu übermitteln; 

d) die Beurteilung nach Bst. b erneut durchzuführen, sobald ihnen neue 
Tatsachen oder andere Umstände bekannt werden, welche die Erfül-
lung der persönlichen oder fachlichen Anforderungen durch die Mit-
glieder des Leitungsorgans beeinträchtigen könnten. 

12) Gelangen Wertpapierfirmen auf der Grundlage der Beurteilung 
nach Abs. 11 zu dem Ergebnis, dass ein Mitglied oder eine Person, die für 
das Leitungsorgan vorgesehen ist, die Anforderungen nach Abs. 1 bis 4a 
oder 6 bis 10 nicht erfüllt, haben sie: 
a) sicherzustellen, dass eine Person, die für das Leitungsorgan vorgesehen 

ist, diese Funktion nicht übernimmt; 
b) das betreffende Mitglied des Leitungsorgans rechtzeitig abzuberufen; 

oder 
c) rechtzeitig zusätzliche Massnahmen zu treffen, die erforderlich sind, 

um zu gewährleisten, dass das betreffende Mitglied des Leitungsorgans 
die erforderlichen persönlichen und fachlichen Anforderungen für die 
entsprechende Funktion besitzt oder erwirbt. 

13) Sobald neue Tatsachen oder andere Umstände, die die Eignung der 
Mitglieder des Leitungsorgans beeinträchtigen könnten, bekannt werden, 
setzt die Wertpapierfirma unverzüglich die FMA hiervon in Kenntnis. 

14) Soll die Mehrheit der Mitglieder des Leitungsorgans durch neu be-
stellte Mitglieder ersetzt werden, kann die Beurteilung nach Abs. 11 Bst. a 
erfolgen, nachdem die neu bestellten Mitglieder ihre Funktion übernom-
men haben, um zu gewährleisten, dass die Beurteilung der neuen Mitglie-
der nicht von den ausscheidenden Mitgliedern vorgenommen wird. Bei 
der Einreichung des Antrags nach Art. 28 Abs. 1 Bst. a bei der FMA be-
stätigt die Wertpapierfirma das Vorliegen dieser Voraussetzung. 
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15) Bei der Auswahl der Mitglieder des Leitungsorgans ist auf eine 
grosse Bandbreite von Eigenschaften und Fähigkeiten sowie Diversität 
und ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis zu achten. Die Wertpapier-
firmen fördern Diversität innerhalb des Leitungsorgans. 

16) Die FMA kann jederzeit überprüfen, ob die Anforderungen nach 
Abs. 1 bis 4a und 6 bis 9 erfüllt sind. Eine Überprüfung hat jedenfalls zu 
erfolgen, wenn: 
a) der hinreichende Verdacht besteht, dass: 

1. im Zusammenhang mit einer Wertpapierfirma Geldwäscherei nach 
§ 165 des Strafgesetzbuches, Terrorismusfinanzierung nach § 278d 
des Strafgesetzbuches, Korruption nach §§ 304 bis 309 des Strafge-
setzbuches, Insiderhandel nach Art. 6 des EWR-Marktmiss-
brauchsverordnung-Durchführungsgesetzes, Marktmanipulation 
nach Art. 7 des EWR-Marktmissbrauchsverordnung-Durchfüh-
rungsgesetzes, Untreue nach § 153 des Strafgesetzbuches oder Be-
trug nach §§ 146 bis 148 des Strafgesetzbuches oder eine vergleich-
bare strafbare Handlung stattfindet, stattgefunden hat oder ver-
sucht wurde; oder 

2. Mitglieder des Leitungsorgans eine Straftat nach Ziff. 1 begehen, 
begangen haben oder zu begehen versucht haben; oder 

b) die FMA Kenntnis davon erlangt hat, dass sich relevante Informatio-
nen hinsichtlich der Erfüllung der Anforderungen nach Abs. 1 bis 4 
und 6 bis 9 geändert haben und diese Änderung das Vorliegen der per-
sönlichen oder fachlichen Eignung des betreffenden Mitglieds des Lei-
tungsorgans beeinträchtigen könnte. 

17) Vorbehalten bleiben die Neubesetzung des Leitungsorgans und die 
Bestellung eines Abwicklungsverwalters nach Art. 35 und 43 des Sanie-
rungs- und Abwicklungsgesetzes. 

18) Die FMA ist nicht verpflichtet, die Erfüllung der Anforderungen 
nach Abs. 1 bis 4 und 6 bis 9 durch Mitglieder des Leitungsorgans bei Ver-
längerung ihres Mandats erneut zu beurteilen, sofern sich die relevanten 
Informationen hinsichtlich der persönlichen und fachlichen Eignung, die 
der FMA vorliegen, entweder nicht geändert haben oder eine Änderung 
dieser Information sich nicht auf die Eignung des betreffenden Mitglieds 
auswirken könnte. 

19) Erfüllen die Mitglieder des Leitungsorgans die Anforderungen 
nach Abs. 1 bis 4 und 6 bis 9 nicht oder nicht mehr, ergreift die FMA die 
erforderlichen Massnahmen, insbesondere deren Abberufung nach Art. 58 
Abs. 3 Bst. k. 



9 

20) Die Regierung kann das Nähere über das Leitungsorgan, insbeson-
dere die zum Nachweis der Anforderungen nach Abs. 1 bis 3 erforderli-
chen Angaben und die Berechnung der zulässigen Anzahl der Leitungsor-
ganmandate, mit Verordnung regeln. 

Art. 15 Abs. 2 Bst. e und Abs. 12 bis 15 

2) Die Regelungen nach Abs. 1 haben folgenden Grundsätzen zu ent-
sprechen: 
e) Der Vorsitzende des Leitungsorgans einer Wertpapierfirma in seiner 

Aufsichtsfunktion darf in dieser Wertpapierfirma nicht gleichzeitig die 
Funktion eines Geschäftsleiters wahrnehmen. 

12) Ungeachtet der kollektiven Gesamtverantwortung des Leitungsor-
gans haben Wertpapierfirmen individuelle Erklärungen zu erstellen, fort-
zuschreiben und zu aktualisieren, in denen die Rollen und Aufgaben aller 
Mitglieder des Leitungsorgans und der Geschäftsleitung sowie eine Über-
sicht über die Aufgaben, einschliesslich Einzelheiten zu den Berichtsli-
nien, zu den Verantwortungsbereichen und, sofern es sich nicht um eine 
kleine und nicht verflochtene Wertpapierfirma handelt, zu den Personen, 
die Teil der Regelungen für die Unternehmensführung nach Art. 34 sind, 
und über ihre Aufgaben festgelegt sind. 

13) Wertpapierfirmen, die keine kleine und nicht verflochtene Wert-
papierfirma sind, wenden Abs. 12 auch auf Inhaber von Schlüsselfunktio-
nen an. 

14) Die einzelnen Erklärungen und die Übersicht nach Abs. 12 sind 
der FMA im Rahmen eines Antrags nach Art. 6 Abs. 3 oder Art. 8 Abs. 2 
sowie auf deren Verlangen rechtzeitig zu übermitteln. 

15) Die Regierung kann das Nähere über die Unternehmensführung 
und -kontrolle mit Verordnung regeln. 

Art. 23 

Kontinuität des Geschäftsbetriebs 

Die Wertpapierfirma trifft angemessene Vorkehrungen, um die Konti-
nuität und Regelmässigkeit der Wertpapierdienstleistungen und/oder An-
lagetätigkeiten zu gewährleisten. Zu diesem Zweck greift sie auf geeignete 
und verhältnismässige Systeme, einschliesslich nach Art. 7 der Verordnung 
(EU) 2022/2554 eingerichteter und verwalteter Systeme der Informations- 
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und Kommunikationstechnologie (IKT), sowie auf geeignete und verhält-
nismässige Ressourcen und Verfahren zurück. 

Art. 28 Abs. 3 

3) Der FMA sind alle Informationen zur Verfügung zu stellen, die sie 
benötigt, um die Änderungen nach Abs. 1 und 2 umfassend zu beurteilen 
und sich zu vergewissern, dass sämtliche Zulassungsvoraussetzungen wei-
terhin vorliegen. Eintragungen ins Handelsregister sind in Fällen nach 
Abs. 1 erst nach Genehmigung durch die FMA zulässig. Im Zuge der Be-
urteilung einer personellen Änderung der Geschäftsleitung oder des Lei-
tungsorgans nach Abs. 1 Bst. a oder einer Beurteilung nach Art. 13 Abs. 11 
oder Art. 14 Abs. 16 kann die FMA gegebenenfalls die für die Einhaltung 
der Anforderungen der Richtlinie (EU) 2015/8493 durch Wertpapierfir-
men zuständigen Behörden oder Stellen anderer EWR-Mitgliedstaaten 
konsultieren. 

Art. 30 

Aufgehoben 

Überschrift vor Art. 54a 

Va. Zivilrechtliche Sonderbestimmungen 

Art. 54a 

Differenzeinwand 

Der Differenzeinwand nach § 1271 ABGB ist bei der Entscheidung 
von Rechtsstreitigkeiten aus Wertpapierdienstleistungen oder Anlagetä-
tigkeiten nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 3 oder Nebendienstleistungen nach Art. 4 
Abs. 1 Ziff. 4 unzulässig, wenn zumindest eine Vertragspartei zur gewerbs-

 
3 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 

zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABl. 
L 141 vom 5.6.2015, S. 73) 
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mässigen Durchführung der vorgenannten Wertpapierdienstleistungen, 
Anlagetätigkeiten oder Nebendienstleistungen berechtigt ist. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom 2. Oktober 2026 
über die Abänderung des Bankengesetzes in Kraft. 


